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II.	 Entscheidung	des	FG	Niedersachsen

Diese Auffassung wurde vom FG Niedersachsen im Ergeb-
nis bestätigt und im Wesentlichen, wie folgt, begründet:

1.	 Wille	des	Insolvenzverwalters	unerheblich

Zunächst stellte das Gericht fest, dass die Begründung von 
Masseverbindlichkeiten gem. § 55 Abs. 1 Nr. 1 InsO keine 
Handlungen des Insolvenzverwalters voraussetzt. In Be-
tracht komme auch die Begründung von Masseverbindlich-
keiten „in anderer Weise“. Nach dem Wortlaut des Gesetzes 
sei in Bezug auf den Insolvenzverwalter kein Willensele-
ment erforderlich. Vielmehr genüge es, dass eine ertragbrin-
gende Verwendung der Masse erfolgt.

2.	 Haftung	der	Masse	wegen	Verletzung	der	
Kontrollpflichten	des	Insolvenzverwalters

Das Gericht ergänzt dieses Ergebnis argumentativ mit dem 
Hinweis, dass es zwar vorliegend an einer Handlung des In-
solvenzverwalters fehle, ihm aber ein dem Handeln gleich-
gestelltes pflichtwidriges Unterlassen vorzuwerfen sei:

„Als vom Insolvenzgericht bestellter Insolvenzverwalter 
war der Kläger verpflichtet, die Masse zu sichern und zu 
erhalten. Diese Pflicht umfasste auch den Schutz der Masse 
gegen unbefugte Zugriffe. Dieser Verpflichtung ist der In-
solvenzverwalter im Streitfall nur unzulänglich nachgekom-
men. So hätte es nach Auffassung des Senats zumindest re-
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Es ist ein Stück aus dem Leben des Insolvenzverwalters: Ein Insolvenzschuldner eignet sich einen Massegegenstand an und 
generiert damit umsatzsteuerpflichtige Leistungen, ohne dass der Insolvenzverwalter hiervon etwas erfährt oder der Masse 
die Erträge aus deren Nutzung zufließen. Das Finanzamt unterwirft die Leistungen der USt und nimmt die Insolvenzmasse 
hierfür in Anspruch – zu Recht, wie das FG Niedersachen urteilt: Die Masse hafte, wenn der Insolvenzverwalter die Mas-
segegenstände nicht ausreichend vor dem Zugriff des Insolvenzschuldners schütze.

VII.			Fazit

Entgegen der Auffassung des OLG Zweibrücken sprechen 
die besseren Argumente für eine Abtretbarkeit von Insol-
venzanfechtungsansprüchen aus § 143 InsO. Bei der Gel-
tendmachung von Insolvenzanfechtungsansprüchen han-
delt es sich nicht um die Ausübung eines Gestaltungsrechts 
vergleichbar mit dem einer Anfechtung nach §§ 142, 143, 

119 ff. BGB. Die Ausübung des Insolvenzanfechtungsrechts 
durch den Insolvenzverwalter muss daher nicht gegenüber 
dem Anfechtungsgegner erklärt werden, sondern erschöpft 
sich in der Abtretung der Forderung. Es ist zu hoffen, dass 
der BGH in der Frage der Abtretbarkeit von Insolvenzan-
fechtungsansprüchen daher bald Rechtssicherheit zuguns-
ten der Zessionare schafft.

I.	 Sachverhalt

Der Kläger ist Insolvenzverwalter über das Vermögen des 
Insolvenzschuldners. Er nahm die Masse, zu der eine Immo-
bilie mit Büroräumen sowie die Wohnräume des Insolvenz-
schuldners gehörten, im Jahr 2000 in Besitz und untersagte 
dem Insolvenzschuldner ausdrücklich deren Nutzung zu 
gewerblichen Zwecken. Am 4.1.2006 nahm der Insolvenz-
schuldner dann gleichwohl eine neue umsatzsteuerpflichtige 
gewerbliche Tätigkeit in den zur Insolvenzmasse gehören-
den Büroräumen auf. Aufgrund eines Hinweises des Finanz-
amts sprach der Insolvenzverwalter das Verbot gegenüber 
dem Insolvenzschuldner dann nochmals am 16.2.2006 aus. 
Der Insolvenzschuldner stellte daraufhin dem Insolvenzver-
walter eine Gewerbeummeldung mit Datum 23.2.2006 zur 
Verfügung. Aus dieser ergab sich, dass das Gewerbe nun an-
dernorts ohne Inanspruchnahme der zur Masse gehörenden 
Immobilie betrieben werden sollte. Der Insolvenzverwalter 
ging davon aus, dass dies auch so umgesetzt würde, nahm 
aber keine Überprüfung vor. Tatsächlich erfolgte die weite-
re Nutzung der zur Insolvenzmasse gehörenden Büroräume 
durch den Insolvenzschuldner. Am 18.12.2006 erklärte der 
Insolvenzverwalter die vorbehaltlose Freigabe des Grund-
stücks.

Das beklagte Finanzamt setzte für den Veranlagungszeit-
raum 2006 USt gegenüber der Insolvenzmasse fest und 
begründete dies damit, dass durch Verwertung der Masse 
ausgelöste USt stets eine Masseverbindlichkeit sei. Hierbei 
käme es nicht auf den Willen des Insolvenzverwalters an. 
Ferner sei es gleichgültig, ob der Masse durch die Verwer-
tung der Masse ein Ertrag zufließt. * LNR 2009, 36961.
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(1) Können USt, die durch eine Nutzung der Masse von 
Dritten ohne Kenntnis des Insolvenzverwalters begründet 
werden, Masseverbindlichkeiten sein?

(2) Kann ein pflichtwidriges Unterlassen der Überwachung 
der Masse durch den Insolvenzverwalter dem Handeln i.S.v. 
§ 55 Abs. 1 Nr. 1 InsO gleichgestellt werden und wann kann 
ein solches pflichtwidriges Unterlassen angenommen werden?

1.	 Das	Willenselement

Nach §  55 Abs.  1 Nr.  1 InsO kann eine USt-Forderung 
nur dann als Masseverbindlichkeit qualifiziert werden, 
wenn sie „durch Handlungen des Insolvenzverwalters 
oder in anderer Weise durch die Verwaltung, Verwertung 
und Verteilung der Insolvenzmasse begründet“ wird. Die 
Regelung lässt somit auch die Begründung von Massever-
bindlichkeiten „in anderer Weise“ und damit durch Hand-
lungen Dritter zu. Sie lässt aber offen, ob diese Handlun-
gen Dritter vom Willen des Insolvenzverwalters getragen 
sein müssen.

a)	 Insolvenzrechtliche	Auslegung

Zutreffend geht die herrschende Ansicht in der Literatur 
davon aus, dass es für die Begründung von Masseverbind-
lichkeiten im Rahmen von § 55 Abs. 1 Nr. 1 InsO stets er-
forderlich ist, dass Verbindlichkeiten durch Handlungen 
Dritter nur begründet werden können, wenn diese Handlun-
gen vom Willen des Verwalters getragen sind.5 Zwar gibt 
es auch Masseverbindlichkeiten, die gegen den Willen des 
Insolvenzverwalters bzw. ohne dessen Willen entstehen. Zu 
den sog. oktroyierten Masseschulden gehören jedoch nur 
solche, die mit dem vom Insolvenzverwalter in Besitz ge-
nommenen Vermögen in direktem Zusammenhang stehen 
und die nicht durch besondere Handlungen Dritter ausgelöst 
werden. Hierzu können Umweltlasten oder auch öffentliche 
Belastungen, wie Grund- und Kfz-Steuern, gehören. Mas-
severbindlichkeiten entstehen jedoch nie durch Handlungen 
Dritter, die ohne oder gegen den Willen des Insolvenzver-
walters vorgenommen werden. Es wäre schwerlich zu be-
gründen, dass derartige Handlungen Dritter zu vorrangigen 
Ansprüchen von Neugläubigern führen, die die Ansprüche 
der Insolvenzgläubiger beeinträchtigen.6

b)	 Umsatzsteuerliche	Auslegung

In Bezug auf die USt ist darüber hinaus zu fordern, dass 
Handlungen des Insolvenzschuldners grds. nicht geeignet 
sind, USt-Schulden zu Masseverbindlichkeiten zu machen, 
selbst wenn sie Vorteile für die Masse bringen.7 Dies wird 

gelmäßiger Kontrollen der zur Insolvenzmasse gehörenden 
Gegenstände bedurft. …“

Der schriftliche Nachweis der Gewerbeummeldung durch 
den Insolvenzschuldner sei insofern nicht ausreichend ge-
wesen. Vielmehr hätte der Insolvenzverwalter jederzeit 
damit rechnen müssen, „dass es zu einer Wiederaufnahme 
der gewerblichen Tätigkeit unter Inbesitznahme der Gegen-
stände der Insolvenzmasse kommt, so dass es (zumindest) 
regelmäßiger Kontrollen der Gegenstände der Masse be-
durft hätte, bei denen die Wiederaufnahme der betrieblichen 
Tätigkeit auf dem der Insolvenzmasse zugehörigen Grund-
stück frühzeitig hätte festgestellt werden können.“

Der Insolvenzverwalter habe entsprechende Maßnahmen 
nicht ergriffen, „so dass er einer Zurechnung der Umsatz-
steuern zur Insolvenzmasse nicht seine fehlende Kenntnis 
bezüglich der Nutzung [erg: der Masse] durch den Insol-
venzschuldner entgegenhalten kann.“

III.	 Anmerkungen	zum	Urteil

Mit seiner Entscheidung bezieht das FG Niedersachsen 
Stellung zu der Frage, ob und unter welchen Voraussetzun-
gen die Masse für USt-Forderungen haftet, die nicht durch 
Handlungen des Insolvenzverwalters begründet wurden. 
Die USt-Forderung kann nur dann Masseverbindlichkeit 
sein, wenn sie gem. § 55 Abs. 1 Nr. 1 InsO „durch Hand-
lungen des Insolvenzverwalters oder in anderer Weise durch 
die Verwaltung, Verwertung und Verteilung der Insolvenz-
masse begründet“ wird.

Voraussetzung für die Begründung einer Masseverbindlich-
keit ist damit zunächst, dass ein Massegegenstand für die 
umsatzsteuerpflichtige Leistung genutzt wird. Sofern frei-
gegebene Bestandteile der Masse oder Gegenstände, die 
gem. § 811 Nr. 5 ZPO zum pfändungsfreien Vermögen des 
Insolvenzschuldners gehören, eingesetzt werden, entfällt 
die Haftung der Masse.1

Ferner soll es nach BFH2 unerheblich sein, ob die Entgelte, 
die der Insolvenzschuldner für seine unter Verwendung eines 
Massegegenstands erbrachten umsatzsteuerbaren Leistun-
gen erhält, der Masse zufließen. Nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG 
unterliegen nämlich nicht die Entgelte für die Lieferung von 
Gegenständen und sonstige Leistungen der USt, sondern die 
Lieferungen und sonstigen Leistungen selbst.3 Die Masse 
wird bei Leistungen aus der Masse also mit USt belastet, 
auch wenn damit kein Ertrag an die Masse fließt. Die Steuer 
bezieht sich auf die Leistung, nicht auf das Entgelt.

Schließlich ist allgemein anerkannt, dass die Masse für USt-
Forderungen haftet, die zwar nicht durch Verwertungs- und 
Verwaltungshandlungen des Insolvenzverwalters ausgelöst 
werden, aber mit seiner Zustimmung durch Dritte erbracht 
werden.4

Ungeklärt sind hingegen die folgenden Fragen:
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c)	 Wertungen	des	Gläubigerschutzes

Diese Auslegung überzeugt und entspricht zudem den Wer-
tungen des Gläubigerschutzes: Die ungesicherten Gläubiger 
i.S.v. § 38 InsO würden bei eigenmächtigen Verwertungs-
handlungen des Insolvenzschuldners oder gar Dritter, die 
sich in rechtswidriger Weise den Besitz von Massegegen-
ständen verschaffen und damit umsatzsteuerbare Leistun-
gen erbringen, doppelt belastet: Würden bspw. zur Masse 
gehörende Betriebsmittel gestohlen und mit diesen Gegen-
ständen umsatzsteuerpflichtige Umsätze generiert, würden 
die Insolvenzgläubiger nicht nur die Massegegenstände ver-
lieren, sondern auch noch mit der USt als Masseverbindlich-
keit belastet.

Dies macht deutlich, dass § 55 Abs. 1 Nr. 1 InsO dahin ge-
hend eng auszulegen ist, dass Masseverbindlichkeiten „in 
anderer Weise“ nur dann durch Dritte begründet werden 
können, wenn dies mit Zustimmung, jedenfalls jedoch in 
Kenntnis des Insolvenzverwalters geschieht. Nur eine der-
artige Auslegung entspricht den Grundsätzen der InsO und 
den Wertungen des Gläubigerschutzes. Die Entscheidung 
des FG Niedersachsen kommt zu einem in diesem Kontext 
nur schwer nachvollziehbaren Ergebnis.

2.	 Verschuldenshaftung	der	Masse

Das FG Niedersachsen stützt seine Entscheidung auf einen 
weiteren, bislang – jedenfalls für die USt – nicht diskutierten 
Aspekt. Es statuiert eine Verschuldenshaftung der Masse für 
eine seiner Auffassung nach mangelhafte Überwachung dersel-
ben durch den Insolvenzverwalter. Das Gericht erklärt hierzu:

„Ein aktives Handeln des Klägers, auf welches die streit-
gegenständlichen Umsätze zurückzuführen wären, ist im 
Streitfall jedoch nicht gegeben. Gleichwohl wurden auch 
vorliegend die Bedingungen für die Entstehung der Mas-
severbindlichkeiten durch den Kläger in seiner Funktion 
als Insolvenzverwalter gesetzt. Die Zurechnung der Um-
satzsteuerverbindlichkeiten zur Insolvenzmasse führt damit 
auch nicht zu einem unbilligen Ergebnis.“

Im Folgenden wirft das Gericht dem Kläger vor, die Masse 
nicht ausreichend gegen Übergriffe des Insolvenzschuldners 
abgesichert zu haben. Es hätte eine regelmäßige Überwa-
chung der Massegegenstände geben müssen, sodass eine 
frühzeitige Aufdeckung des Handelns des Insolvenzschuld-
ners gewährleistet gewesen wäre.

Diese rechtliche Konstruktion ist sowohl rechtlich als auch 
praktisch zweifelhaft.

Selbst wenn die Haftung der Masse nicht „unbillig“ wäre, 
wenn der Insolvenzverwalter pflichtwidrig gehandelt hätte, 

überzeugend damit begründet, dass die USt-Schuld an eine 
Handlung des Unternehmers anknüpft. Insolvenzverwalter 
und Insolvenzschuldner sind aber zwei getrennte Unterneh-
mer im umsatzsteuerlichen Sinne, sodass die Handlungen 
des einen nicht gleichzeitig Handlungen des anderen sein 
können. Eine Zurechnung des Handelns des Insolvenz-
schuldners zum Insolvenzverwalter soll allerdings möglich 
sein, wenn der Insolvenzverwalter sich mit der Handlung 
einverstanden erklärt hat.8

Diese klare Trennung der Verantwortlichkeitssphären wird 
freilich vom BFH nicht vollzogen. In seiner Entscheidung9 
hält das Gericht eine Haftung der Masse für USt aus Leis-
tungen des Insolvenzschuldners für möglich, wenn diese 
Leistungen unter Verwendung der Insolvenzmasse erfolg-
ten. Ob der BFH diese Haftung auch annehmen würde, 
wenn es kein Einverständnis des Insolvenzverwalters in Be-
zug auf die Leistungen des Insolvenzschuldners gibt, bleibt 
offen. Der Sachverhalt der Entscheidung enthält hierzu kei-
ne Feststellungen. Die Sache wurde zudem an das FG zu-
rückverwiesen, weil noch nicht geklärt worden war, ob die 
Insolvenzmasse oder der gem. § 811 Nr. 5 ZPO pfändungs-
freie Vermögensteil des Insolvenzschuldners zur Leistungs-
erbringung verwendet worden war.

Für ein entsprechendes Zustimmungserfordernis plädiert 
allerdings das FG Nürnberg.10 Dort heißt es zur Auslegung 
des Tatbestandsmerkmales „in anderer Weise“ i.S.v. §  55 
Abs. 1 Nr. 1 InsO:

„Der Senat ist der Auffassung, dass durch eine Betätigung 
des Insolvenzschuldners zumindest dann keine Massever-
bindlichkeit ,in anderer Weise‘ nach § 55 Abs. 1 Nr. 1 InsO 
begründet werden kann, wenn dieser die Tätigkeit ohne 
Wissen und Billigung durch den Insolvenzverwalter ausge-
übt hat und die Erträge tatsächlich nicht zur Masse gelangt 
sind. Nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens steht nach 
§ 80 Abs. 1 InsO nur dem Insolvenzverwalter das Recht zu, 
das zur Insolvenzmasse gehörende Vermögen zu verwalten 
und über es zu verfügen. Damit kann grundsätzlich nur er 
Masseverbindlichkeiten nach §  55 Abs.  1 Nr.  1 InsO be-
gründen. Dies erfordert es nach der Meinung des Senats, 
die Möglichkeit der Begründung von Masseverbindlich-
keiten ,in anderer Weise‘ eng auszulegen. Eine Belastung 
der Insolvenzmasse durch Steuern ergibt sich regelmäßig 
in anderer Weise aus den nach Insolvenzeröffnung durch 
den Insolvenzverwalter getätigten Geschäften, denn in die-
sem Fall werden die Verbindlichkeiten nicht durch diesen, 
sondern als Folge der Amtstätigkeit begründet (so auch 
MünchKomm, InsO/Hefermehl, § 55 Rz. 69). Eine Ausdeh-
nung der Vorschrift auf Ertragsteuern, die durch eine ohne 
Zustimmung des Insolvenzverwalters ausgeübte gewerbli-
che Tätigkeit des Insolvenzschuldners entstanden sind und 
deren Erträge tatsächlich nicht zur Masse gelangt sind, ist 
nicht möglich.“
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stände an sich zu nehmen und zu sichern. Er muss sie gegen 
Verlust und Beschädigung schützen bzw. versichern, soweit 
dies tunlich und mit den Mitteln der Masse möglich ist. Ein 
wirklich effektiver Schutz der Massegegenstände vor dem 
Zugriff des Insolvenzschuldners kann hierdurch kaum ge-
währleistet werden. Hierzu wäre bspw. die Überwachung ei-
ner Immobilie durch einen Sicherheitsdienst nötig, was zum 
einen die Masse finanziell erheblich belasten und zum ande-
ren dem Insolvenzgericht im Rahmen der Schlussrechnungs-
legung kaum als sinnvoller Aufwand vermittelbar sein dürfte.

Die Entscheidung des FG Niedersachsen wirft somit mehr 
Fragen auf, als sie klärt.

V.	 Verfahren	beim	BFH

Gegen die Entscheidung des FG Niedersachsen wurde Nicht-
zulassungsbeschwerde beim BFH erhoben. Die Revi sion 
wurde zugelassen und trägt das Aktenzeichen V R 38/10.

stellt sich die Frage, wie das Gericht eine Verschuldenshaf-
tung der Masse für USt begründen will. Die USt entsteht 
durch Leistung und damit willensunabhängig bezogen auf 
die Person des Leistungserbringers. Die Zuordnung der 
Steuerverbindlichkeit zur Masse bedarf aber einer besonde-
ren Rechtfertigung, die nur in § 55 Abs. 1 Nr. 1 InsO gese-
hen werden kann. Diese Vorschrift enthält aber anders als 
bspw. § 69 AO kein Verschuldenselement. Verschuldensge-
sichtspunkte in das Tatbestandsmerkmal „in anderer Weise“ 
zu interpretieren, lässt sich nicht begründen.

Zudem lässt das FG Niedersachsen völlig offen, welchen 
Verschuldensmaßstab es anwenden und welche Anforderun-
gen es an das Verhalten des Insolvenzverwalters stellen will, 
damit die Masse nicht für USt-Verbindlichkeiten haftet, die 
der Insolvenzschuldner durch seine Leistungen auslöst.

Der Insolvenzverwalter ist zur Inbesitznahme der Masse ver-
pflichtet. Er hat die zur Insolvenzmasse gehörenden Gegen-

Das	Ende	der	Erhöhung	der	Insolvenzmasse	aufgrund	von	Vorsteuererstattungen	aus	
der	Vergütung?
von Steuerberater/Dipl.-Kfm. Dr. Reinhard Reck, Braunschweig

Mit seinen Beschl. v. 17.7.20081 und 25.10.20072 hatte der BGH fixiert, dass die Umsatzsteuer, die der Verwalter in seinem 
Vergütungsantrag ausweist, teilungsmasseerhöhend in Ansatz bringen kann, wenn die Erstattung der Vorsteuer aus der 
Rechnung, die der Verwalter gem. § 14 UStG zu legen hat, mit Sicherheit zu erwarten ist.

Im Weiteren werden Fallkonstellationen beleuchtet, bei denen die Sicherheit annähernd gegeben ist, während es eine Viel-
zahl von Fällen gibt, wo dies nicht als sicher gelten kann. Wie im Weiteren erörtert wird, ist insofern eine Abhängigkeit 
von der Gesellschaftsform gegeben. Bevor dies im Einzelnen aber analysiert wird, sollen die Grundlagen des Beschlusses 
nochmals kurz zusammengefasst werden, da dieses für die weitere Analyse unumgänglich ist.

I.	 Grundzüge	des	BGH-Beschlusses			
IX ZB	150/07	i.V.m.	BGH	–	IX	ZB	147/06

Nach den genannten Entscheidungen sind Steuererstattungs-
ansprüche der Masse, die nach Einreichung der Schlussrech-
nung mit Sicherheit zu erwarten sind, in die Bemessungs-
grundlage der Vergütung einzubeziehen. Hierzu gehört auch 
eine sich etwa ergebende Vorsteuererstattung aufgrund der 
auf die Insolvenzverwaltervergütung entfallenden USt. Vo-
raussetzung ist allerdings, dass diese tatsächlich an die Mas-
se ausbezahlt wird und daher die Masse erhöht. Macht der 
Verwalter die Erstattungsansprüche nicht geltend, verletzt er 
seine Pflichten und ist gem. § 60 InsO allen Beteiligten zum 
Schadensersatz verpflichtet.

In diesem Zusammenhang gilt es auch zu beachten, dass der 
Verwalter die Leistung i.S.d. USt-Rechts gem. § 1 Abs. 1 
UStG an die Masse erbringt. Für diese Leistung hat er die 
Umsatzsteuer abzuführen. Er führt mithin an den Fiskus 
ab (§ 16 UStG i.V.m. § 18 UStG). Auf der anderen Seite 
steht die Masse, die die Rechnung i.S.d. § 14 UStG von dem 
Verwalter erhält und aus der Rechnung dann die Vorsteuer 
ziehen kann (§ 15 UStG). Diese wird dann unter Beachtung 

von noch im Rahmen der Verwaltung getätigter Umsätze der 
Masse erstattet.3

II.	 Prämissen

Um die weitere Analyse und Darstellung nicht zu verkom-
plizieren, soll unterstellt werden, dass der Vorsteuerver-
gütungsanspruch aus dem Vergütungsantrag der einzige 
Vermögenswert ist, der noch zur Masse zu ziehen ist. Das 
gesamte weitere Vermögen wurde versilbert, zu erwartende 
Zinserstattungen aufgrund der Anlage des Festgeldes sollen 
nicht weiter berücksichtigt werden und hätten auf das Ergeb-
nis der Analyse keinen generellen Einfluss. Darüber hinaus 
sollen auch keine Ansprüche mehr vom Finanzamt bestehen 
aufgrund z.B. nicht bezahlter Säumniszuschläge etc., sodass 
eigentlich von einem sicheren Vorsteuererstattungsanspruch 
zugunsten der Masse ausgegangen werden kann.




